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Die politische Lage in Deutschland  

Deutschland zukunftsfest machen 
Spielräume für Investitionen nutzen  

In der vergangenen Woche haben sich die 
Fraktionsspitzen von Union und SPD in Göt-
tingen zu einer gemeinsamen Klausurtagung 
getroffen. Wir können eine positive Bilanz 
dieser Tagung ziehen. Vor allem die Be-
kämpfung der Kriminalität ist unserer Frak-
tion ein wichtiges Anliegen. Steigende Ein-
bruchszahlen und vermehrte Gewalt im All-
tag erhöhen den Handlungsbedarf. Deshalb 
werden wir die steuerliche Absetzbarkeit von 
Investitionen in Sicherheitstechnik sowie wei-
tere Fördermöglichkeiten und Änderungen 
im Bundesrecht prüfen. Dabei sollen die Zu-
schüsse und zinsgünstigen Kredite im Rah-
men der KfW-Programme aufgestockt wer-
den. Denn nicht nur Haus- und Wohnungsei-
gentümer sollen profitieren, auch Mieter sol-
len sich besser vor Einbrechern schützen 
können. Außerdem sagen wir der organisier-
ten Kriminalität – z.B. im Falle von Rocker-
Banden – den Kampf an. Polizei, Staatsan-
waltschaft und Richter sollen gestärkt wer-
den. Der Schutz von Polizisten und anderen 
Einsatzkräften vor gewalttätigen Übergriffen 
wird ausgebaut.  

Darüber hinaus haben wir uns der Hospiz- 
und Palliativversorgung gewidmet. Bereits im 
Koalitionsvertrag haben wir hier ein stärkeres 
Engagement vereinbart. Allen Menschen in 
Deutschland sollen Zugang zu Hospiz- und 
Palliativversorgung haben. Ein neuer Ge-
setzentwurf aus dem unionsgeführten Ge-
sundheitsministerium soll diese Versorgung 
jetzt auf den Weg bringen. Wir sind über-
zeugt davon, dass in erster Linie eine um-
fangreiche ärztliche, pflegerische und psy-
chosoziale Begleitung die richtige Antwort 
auf die Sorgen Schwerstkranker und Ster-
bender ist. 

In Göttingen haben wir uns außerdem darauf 
geeinigt, den Innovationsstandort Deutsch-
land weiter auszubauen. Innovation braucht 
aber auch gute Rahmenbedingungen. Wir 
wissen, dass Schlüsselkompetenzen geför-
dert werden müssen – beispielsweise die IT-
Sicherheit, Mikroelektronik, Sensorik, sowie 
Maschinen- und Produktionssteuerung. 
Durch Hilfen bei Startups sollen Gründungs-
finanzierung und Gründungscoaching aktiver 
als bisher gefördert werden. Besonders 
junge Unternehmen brauchen bessere Vo-
raussetzungen, um zu wachsen. Außerdem 
haben wir die Weiterführung der sogenann-
ten Exzellenzinitiative – also die Förderung 
der Spitzenforschung an ausgewählten 
Hochschulen – beschlossen. Mindestens 
4 Mrd. Euro werden wir dafür in den Jahren 
2018 bis 2028 aufwenden. Und wir wollen mit 
einer Personaloffensive die Chancen und 
Planbarkeit von Wissenschaftskarrieren ver-
bessern. 

Ein weiterer Göttinger Beschluss hilft Allein-
erziehenden. Rund 20 Prozent aller Familien 
bestehen mittlerweile aus alleinerziehenden 
Müttern oder Vätern und deren Kindern. 
Diese besondere Lebenssituation wollen wir 
besser berücksichtigen und Alleinerziehende 
steuerlich stärker entlasten und ihren Freibe-
trag von bislang 1.308 Euro um 600 Euro mo-
natlich auf 1.908 Euro anheben. Zudem soll, 
wie im Koalitionsvertrag vorgesehen, eine 
Staffelung nach der Kinderzahl erfolgen.  

Deutschlands Wirtschaft steht gut da und be-
schert uns ein Rekordniveau bei der Er-
werbstätigkeit und sinkende Arbeitslosen-
zahlen. Aber eine gut funktionierende Wirt-
schaft braucht Investitionen. Mit unserem 10-
Milliarden-Euro-Paket setzen wir hier un-
übersehbare Akzente. Dabei engagieren wir 
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uns für finanzschwache Kommunen, setzen 
aber auch verbesserte Rahmenbedingungen 
für private Investitionen. Dafür werden büro-
kratische Hindernisse abgebaut, moderne Fi-
nanzierungsformen gefördert und Innovatio-
nen unterstützt. Von zentraler Bedeutung ist 
überdies das Generationenprojekt der Ener-
giewende, für die wir in Göttingen die wesent-
lichen Bausteine umrissen haben. Nicht zu-
letzt werden wir uns weiter für Erhalt und 
Ausbau unserer Infrastruktur einsetzen. Mit 
dem Nachtrag zum Bundeshaushalt 2015, 
den wir in dieser Woche beraten haben, le-
gen wir die Verteilung dieses Pakets fest. Wir 
machen den Weg frei für konkrete Investiti-
onsmaßnahmen der Bundesressorts in den 
Jahren 2016 bis 2018. 

Für den Bereich Verkehr und digitale Infra-
struktur sind 4,35 Mrd. Euro vorgesehen, 
knapp 700 Mio. Euro für die Steigerung der 
Energieeffizienz und 450 Mio. Euro für die 
Nationale Klimaschutzinitiative. Für den 
Hochwasserschutz sind 300 Mio. Euro einge-
plant. Bei den weiteren Maßnahmen werden 
wir ebenfalls den Fokus auf die Bereiche Inf-
rastruktur, Energie und Umwelt legen, damit 
neues langfristiges Wachstum entsteht und 
Deutschland zukunftsfest gemacht wird. 

Überdies werden wir speziell die finanz-
schwachen Kommunen stärken, indem wir 
für die Jahre 2015 bis 2018 das Sonderver-
mögen „Kommunaler Investitionsförderungs-
fonds“ einrichten und mit 3,5 Mrd. Euro aus-
statten. Mit diesen Finanzhilfen für kommu-
nale Investitionen leisten wir einen Beitrag 
zum Ausgleich unterschiedlicher Wirtschafts- 
und Investitionskraft im Bundesgebiet. In 
2015 und 2016 wird der Bund zudem die Län-
der und ihre Kommunen mit jährlich 500 Mio. 
Euro unterstützen, um die Aufnahme und Un-
terbringung der zunehmenden Anzahl an 
Asylbewerbern zu bewältigen. Aber damit ha-
ben sich die neuen Bundeshilfen immer noch 
nicht erschöpft: Die bislang für 2017 vorgese-
hene weitere Entlastung der Kommunen von 
einer Mrd. Euro soll um 1,5 auf dann 2,5 Mrd. 
Euro aufgestockt werden. Unter dem Strich 
stellt der Bund damit von 2015 bis 2018 nicht 
weniger als 6 Mrd. Euro mehr bereit als bis-
lang geplant zu Verfügung. 

Die verschiedenen Arten von Mehrausgaben 
sind stets so bemessen, dass der Entwurf 
des Nachtragshaushalts ohne neue Schul-
den auskommt. Die neuen Spielräume beru-
hen auf fortgesetzter Haushaltsdisziplin, ge-
sunkener Zinsausgaben, Bundesbankge-
winn und Steuermehreinnahmen. Auch wei-
terhin stehen wir also für die Umsetzung un-
seres zentralen Versprechens – dem ausge-
glichenen Haushalt ohne Steuererhöhungen. 

Und noch ein zentrales Anliegen setzen wir 
um: durch die Beharrlichkeit und die klugen 
Vorschläge von Bundesinnenminister 
Thomas de Maizière können wir jetzt endlich 
die lange blockierte Frage der Verbindungs-
datenspeicherung auflösen. Die nun vorge-
legten Leitlinien kombinieren zeitlich und in-
haltlich eng begrenzte Speicherfristen mit 
sehr strengen Abrufregelungen. So werden 
die Ziele der Verbrechensbekämpfung mit 
hohen Standards beim Datenschutz in Ein-
klang gebracht. Die Vorgaben des Bundes-
verfassungsgerichtes und des Europäischen 
Gerichtshofes werden dabei eingehalten. 
Künftig werden auch in der digitalen Welt 
Spuren gesichert werden können, damit wir 
Kinderpornographie, Terrorismus und orga-
nisierte Kriminalität effektiv bekämpfen kön-
nen. 

Die Woche im Parlament 

Gesetz über die Feststellung eines Nach-
trags zum Bundeshaushaltsplan für das 
Haushaltsjahr 2015 (Nachtragshaushalts-
gesetzes 2015). In 1. Lesung haben wir den 
Nachtragshaushaltsplan für 2015 beraten. 
Wir teilen die im Bundeshaushalt 2015 aus-
gebrachte globale Verpflichtungsermächti-
gung in Höhe von 7 Mrd. Euro auf die konkre-
ten Politikbereiche auf und schaffen damit die 
Voraussetzung für konkrete Investitionspla-
nungen der Ressorts. Wir unterstützen die 
Kommunen mit dem Investitionsförderungs-
fonds von 3,5 Mrd. Euro und stellen für Auf-
nahme und Unterbringung von Asylbewer-
bern in 2015 und 2016 jeweils 500 Mio. Euro 
bereit. Die Nettoausgaben des Haushalts-
plans 2015 steigen um 3,5 Mrd. Euro. 

Kleinanlegerschutzgesetz. Wir haben die-
ses Gesetz in 2./3. Lesung beschlossen, um 
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den Verbraucherschutz beim Erwerb risiko-
behafteter Vermögensanlagen zu stärken. 
Gesetzeslücken werden geschlossen und 
die Anforderungen an die Anbieter und Ver-
mittler solcher Anlagen verschärft – u.a. 
durch verstärkte Sanktionen bei Fehlverhal-
ten und die Verbesserung der bereitgestell-
ten Informationen. Diese erhöhte Transpa-
renz hilft dabei, dass Anleger sich künftig 
zielgerichteter informieren und Risiken bes-
ser einschätzen können. Für die Finanzie-
rung sozialer Projekte, gemeinnütziger Kör-
perschaften, Religionsgemeinschaften und 
Genossenschaften schaffen wir Ausnahme-
tatbestände, um zu verhindern, dass die 
Maßnahmen zum Schutz von Kleinanlegern 
sozialem Engagement entgegenstehen.  

Jahresbericht 2014 (56. Bericht) des 
Wehrbeauftragten. Der Wehrbeauftrage 
des Deutschen Bundestages berichtet in die-
sem Jahr schwerpunktmäßig über die Aus-
wirkungen der Einsätze und der Neuausrich-
tung der Bundeswehr, sowie über die Verein-
barkeit von Familie und Dienst. Im letztge-
nannten Feld sieht er Handlungsbedarf, zum 
Beispiel im Bereich der Kinderbetreuungsan-
gebote. Zur Lage der Soldaten im Einsatz 
hält er fest, dass Ausrüstung und Ausstattung 
verbessert wurden, auch wenn weiterhin De-
fizite vorhanden seien. Positiv wird die Ent-
wicklung in der Betreuung von Einsatzrück-
kehrern bewertet.  

Gesetz zur Anhebung des Grundfreibe-
trags, des Kinderfreibetrags, des Kinder-
geldes und des Kinderzuschlags. Mit die-
sem in 1. Lesung beratenen Gesetzentwurf 
wird die verfassungsrechtlich gebotene An-
hebung des steuerlichen Grundfreibetrags 
und des Kinderfreibetrags für die Jahre 2015 
und 2016 entsprechend den Vorgaben des 
10. Existenzminimumberichts sichergestellt. 
Zur Förderung der Familien, bei denen sich 
der Kinderfreibetrag nicht auswirkt, soll das 
Kindergeld in gleichem Verhältnis für 2015 
(4 Euro pro Monat) und 2016 (um weitere 
2 Euro pro Monat) angehoben werden. Da-
neben soll der Kinderzuschlag um einen Be-
trag von 20 Euro auf 160 Euro monatlich ab 
dem 1. Juli 2016 angehoben werden. Wir ha-
ben in Göttingen überdies beschlossen, dass 

wir auch den Entlastungsbetrag für Alleiner-
ziehende im Rahmen dieses Gesetzes anhe-
ben wollen. 

Gesetz zur Verbesserung der zivilrechtli-
chen Durchsetzung von verbraucher-
schützenden Vorschriften des Daten-
schutzrechts. Mit diesem Gesetzentwurf, 
den wir in 1. Lesung beraten, soll der Anwen-
dungsbereich des Unterlassungsklagegeset-
zes auf datenschutzrechtliche Bestimmun-
gen erweitert werden. Bisher sind beim Bun-
desamt für Justiz gelistete Verbände berech-
tigt, bei Verstößen gegen Verbraucher-
schutzgesetze Verbandsklage gegen Unter-
nehmen zu erheben. Wir wollen mit dem Ge-
setz klarstellen, dass auch Vorschriften zur 
Zulässigkeit der Erhebung, Verarbeitung und 
Nutzung von personenbezogenen Daten zu 
solchen Verbraucherschutzgesetzen zählen. 
Verbände sollen demnach auch bei der Ver-
letzung von Datenschutzgesetzen Klage ein-
reichen können. 

Gesetz zur Änderung der Verfolgung der 
Vorbereitung von schweren staatsgefähr-
denden Gewalttaten (GVVG-
Änderungsgesetz – GVVG-ÄndG). Mit dem 
Gesetz, das wir in 2./3. Lesung beschlossen 
haben, setzen wir die Resolution der Verein-
ten Nationen vom 24. September 2014 in 
deutsches Strafrecht um. Wir ergänzen damit 
das bestehende Instrument der Strafbarkeit 
von schweren staatsgefährdenden Gewaltta-
ten. Insbesondere werden Voraussetzungen 
dafür geschaffen, Dschihadisten, die sich be-
waffneten Kämpfern im Ausland anschließen 
wollten, wirkungsvoll verfolgen und inhaftie-
ren zu können. Gleiches gilt für den Versuch 
einer Reise, wenn diese in der Absicht unter-
nommen wird, eine schwere staatsgefähr-
dende Straftat zu begehen oder eine solche 
vorzubereiten. Schon die Absicht, sich in ei-
nem Terrorcamp ausbilden zu lassen, ist 
strafbar. Zudem werden die Vorschriften ge-
gen die Finanzierung terroristischer Strafta-
ten in einer neuen Norm zusammengefasst. 

Gesetz zur Änderung des Personalaus-
weisgesetzes zur Einführung eines Er-
satz-Personalausweises und zur Ände-
rung des Passgesetzes. Wir schaffen mit 
der Beratung und dem Beschluss in 2./3. Le-
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sung die Voraussetzung dafür, dass Perso-
nen, denen die Ausreise aus Deutschland 
untersagt ist, auch tatsächlich nicht ausrei-
sen können. Neben dem Entzug des Reise-
passes kann ihnen damit auch ein Ersatz-
Personalausweis ausgestellt werden, der ein 
Verlassen Deutschlands nicht erlaubt. 

Gesetz zur Neuregelung der Unterhaltssi-
cherung sowie zur Änderung soldaten-
rechtlicher Regelungen. Mit dem von der 
Bundesregierung eingebrachten Gesetzent-
wurf, den wir in 1. Lesung diskutierten, sollen 
die Unterhaltssicherungen für Reserve-
dienstleistende und freiwillige Wehrdienst-
leistende der Bundeswehr neu geregelt wer-
den. Aufgrund der Entwicklungen in den letz-
ten Jahrzehnten ist erheblicher Änderungs-
bedarf entstanden. Diesem soll durch eine 
konstitutive Neufassung des Gesetzes Rech-
nung getragen werden. In dem Gesetzent-
wurf wird auch die Durchführung des Unter-
haltssicherungsgesetzes von den Ländern 
auf dem Bund übertragen und in einer Hand 
zusammengefasst.  

Gesetz zur Änderung von Bestimmungen 
des Rechts des Energieleitungsbaus. Der 
Gesetzentwurf, den wir in 1. Lesung beraten, 
enthält zwei zentrale Änderungen der Vor-
schriften zum Strom- und Gasnetzausbau: 
Der Turnus zur Vorlage des Netzentwick-
lungsplans für Strom und Gas durch die 
Übertragungsnetzbetreiber soll von einem 
auf zwei Jahre verlängert werden. Außerdem 
sollen die Möglichkeiten zur Erdverkabelung 
bei Höchstspannungsleitungen ausgeweitet 
und vier zusätzliche Pilotvorhaben einge-
plant werden. 

Gesetz zur Änderung Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetzes. Mit dem Gesetzentwurf, den 
wir parallel mit der Bundesregierung einge-
bracht haben, nehmen wir zusätzlich ener-
gieintensive Branchen wie Schmieden, Ober-
flächenveredler oder Härtereien in die Be-
sondere Ausgleichsregelung des EEG auf. 
Darüber hinaus ermöglichen wir eine antei-
lige Direktvermarktung von erneuerbarem 
Strom auch bei solchen Anlagen, die über 
eine gemeinsame Messeinrichtung abge-
rechnet werden. 

 

Daten und Fakten 

Berufsausbildung ist lohnende Investi-
tion. Auszubildende kosten Betriebe je nach 
Berufsgruppe bis zu 9.000 Euro pro Jahr. 
Zieht man die von den Auszubildenden er-
wirtschafteten Erträge von den Bruttokosten 
ab, so kostete ein kaufmännischer Auszubil-
dender im Ausbildungsjahr 2012/2013 sei-
nen Betrieb rund 3.500 Euro. Bei Auszubil-
denden technischer Berufe beliefen sich die 
Kosten auf rund 8.900 Euro. Die Differenz er-
klärt sich durch die vergleichsweise höhere 
Vergütung technischer Berufe und die häufig 
nötigen längeren Einweisungszeiten an teu-
ren Maschinen. Dennoch lohnt es sich für 
Unternehmen, Auszubildende einzustellen 
und nach ihrer Ausbildung weiter zu beschäf-
tigen: Die externe Besetzung einer Stelle 
kostet Unternehmen durchschnittlich 
8.700 Euro, vom Bewerbungsverfahren bis 
zur Einarbeitung. Entsprechend ist für 80% 
der ausbildenden Unternehmen in Deutsch-
land die Qualifizierung von Fachkräften, die 
langfristig im Betrieb eingesetzt werden kön-
nen, ein tragender Grund für ihr Ausbildungs-
engagement. (Quelle: Bundesinstitut für Be-
rufsbildung) 
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